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Mit der АО über Anlagen und Einrichtungen zur Warnung 
und Alarmierung mit Sirenen vom 8. Dezember 1987 (GBl. I 
1988 Nr. 1 S. 5) wird eine rechtliche Grundlage zur einheitli­
chen Warnung der Bevölkerung vor Katastrophen oder an­
deren Gefahrensituationen sowie zur Alarmierung von Kräf­
ten zu deren Bekämpfung geschaffen. Neben der Definition 
der Anlagen und Einrichtungen des Sirenensystems wird ge­
regelt, welche Sirenensignale über Anlagen und Einrichtun­
gen dieses Systems abgegeben werden.

Rechtsträger der Anlagen und Einrichtungen des Sirenen­
systems ist die Deutsche Post. Sie ist für die Montage-, In- 
standhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten an Anlagen und 
Einrichtungen des Sirenensystems verantwortlich. Sie ist 
außerdem berechtigt, die in Betrieben errichteten Anlagen 
und Einrichtungen des Sirenensystems sowie auch Einrich­
tungen der Mitbenutzer zu kontrollieren und Auflagen ge­
mäß § 21 des Postgesetzes zu erteilen bzw. bei grober Ge­
fährdung der Sicherheit außer Betrieb zu nehmen.

Die АО regelt im einzelnen die Verantwortung der Haupt­
verwaltung Zivilverteidigung, des Ministeriums für Post- 
und Fernmeldewesen sowie der örtlichen Räte in diesen 
Fragen.

Mit der 4. DB zum Gesetz zur Verhütung und Bekämp­
fung übertragbarer Krankheiten beim Menschen — Melde­
pflicht bei AIDS — vom 22. Dezember 1987 (GBl. I 1988 Nr. 1
S. 1) wird erstmals rechtlich verbindlich die Erkrankung am 
Syndrom des erworbenen Immundefekts (AIDS) als melde­
pflichtige übertragbare Krankheit geregelt. Infektionen mit 
Human Immunodeficiency Virus (HIV-Infektionen) unter­
liegen den Bestimmungen des Gesetzes zur Verhütung und 
Bekämpfung übertragbarer ’ Krankheiten beim Menschen 
vom 3. Dezember 1982 (GBl. I Nr. 40 S. 631).e 

Gemeldet werden muß bei AIDS der Verdacht einer Er­
krankung, die Erkrankung und der Tod sowie der direkte 
bzw. indirekte Nachweis einer HIV-Infektion. Die Meldung 
ist in allen Fällen sofort telefonisch und schriftlich an die 
Bezirkshygieneinspektion zu richten. An AIDS erkrankte oder 
mit HIV infizierte Personen werden durch die vom Minister 
für Gesundheitswesen festgelegten spezialisierten medizini­
schen Einrichtungen betreut.

*

Im Rahmen der Maßnahmen zur verstärkten staatlichen Ein­
flußnahme auf die weitere Entwicklung der Jugendklubs der 
FDJ wurde die АО über die Sicherung einer niveauvollen 
Versorgung mit Getränken und Speisen in den Jugendklubs 
der FDJ vom 15. Januar 1988 (GBl. I Nr. 3 S. 35) erlassen. Sie 
regelt für die Leiter der Jugendklubs der FDJ und deren 
übergeordnete Organe im wesentlichen folgende Rechte und 
Pflichten:
— die Festlegung des Sortiments für die Versorgung entspre­

chend den differenzierten Voraussetzungen in den Jugend­
klubs,

— die Finanzierung und Abrechnung der Versorgungslei­
stungen,

— die Durchsetzung der Hygieneanforderungen einschließ­
lich der sich daraus ergebenden materiell-technischen und 
personellen Bedingungen sowie

— die Verantwortung der Trägerbetriebe bei der Einhaltung 
der für die Versorgung getroffenen Festlegungen, u. a. 
zum Leistungsangebot, zu den Versorgungszeiten, den 
Verkaufspreisen und zur Ordnung, Sicherheit, Sauber­
keit sowie Hygiene.
Die Räte der Kreise (Abteilungen Handel und Versor­

gung und Kultur) haben die Jugendklubs hinsichtlich der 
Warenbereitstellung, der Organisation des Warenbezugs vom 
Groß- bzw. Einzelhandel und der fachlichen Weiterbildung 
der ehrenamtlichen Jugendklubmitglieder zu unterstützen.
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Bei anderen gelesen

Standesrecht und Eigenwerbung 
der Rechtsanwälte in den USA
Unter der Überschrift „Wer nicht wirbt — stirbt“ behandelt 
Rechtsanwalt Dr. Leo Gebauer, Graz, derzeit Präsi­
dent des Disziplinarrates der Steiermärkischen Rechts­
anwaltskammer, in einem umfangreichen Aufsatz Fragen 
der Werbung im Standesrecht der österreichischen Rechts­
anwälte. Der im „österreichischen Anwaltsblatt“ (Wien) 
1987, Hefte 9 und 10, veröffentlichte Aufsatz enthält auch 
rechtsvergleichende Darlegungen zum Thema; in Heft 10, 
S. 510 ff., wird die Situation in den USA geschildert.
Ein einheitliches Standesrecht für die Rechtsanwälte gibt es in 
den USA nicht; vielmehr obliegt der Erlaß von Regelungen für 
den Anwaltsberuf den einzelnen Bundesstaaten, die damit zu­
meist ihren Supreme Court ermächtigt haben. Auch gibt es 
— was für das Verständnis der ganzen Wettbewerbssituation 
sehr wichtig ist — in den USA keine gesetzlichen Gebühren­
ordnungen für die Anwälte, sondern, wenn überhaupt, von den 
Anwaltsvereinigungen aufgestellte Mindestgebührentabellen. 
Ansonsten werden die Anwaltsgebühren (Honorare) frei er­
rechnet nach dem Zeitaufwand, der Schwierigkeit des Falles, 
dem Ruf des Anwaltes,' dem Streit- bzw. Interessenwert u. a. m. 
Ausführlich geht der Verfasser dann auf das von ihm als 
richtungweisend bezeichnete Urteil des Obersten Gerichts 
der USA (Supreme Court) in der Sache Bates gegen State 
Bar of Arizona aus dem Jahre 1977 ein:
Die Kammer für die im USA-Staate Arizona zugelassenen 
Rechtsanwälte (Arizona State Bar) hatte über zwei junge Mit­
glieder im Disziplinarwege ein einwöchiges Berufsverbot ver­
hängt, weil diese für ihre Kanzlei — sie nennen sie „Legal 
Clinic* — in einer Tageszeitung ihre anwaltlichen Dienste zu 
„sehr günstigen Gebühren" angeboten hatten; u. a. waren 
dabei genannt: die Durchführung von einvernehmlichen Ehe­
scheidungen, Adoptionen, Namensänderungen. Die beiden 
jungen Anwälte begründeten ihr Vorgehen damit, Personen mit 
bescheidenem, aber doch noch über dem Armenrechts-Status 
liegendem Einkommen die Inanspruchnahme eines Rechtsanwal­
tes zu ermöglichen. KwSlfi-

Damit hatten sie gegen eine für die Anwaltschaft von Ari­
zona geltende Standesregel verstoßen, wonach sich ein Anwalt 
in Zeitungen, Magazinen, Radio, Fernsehen, Telefonbüchern 
oder anderen Mitteln geschäftlicher Publicity als Anwalt weder 
selbst herausstellen noch anderen erlauben darf, solches für 
ihn zu tun.

Beim Obergericht von Arizona hatten die beiden mit ihrem 
gegen die von ihrer Bar Association verhängte Disziplinarstrafe 
eingelegten Rechtsmittel keinen Erfolg. Einen solchen erzielten 
sie dann jedoch beim Supreme Court der Vereinigten Staaten. 
Der erklärte dieses standesrechtliche Werbeverbot, wegen des­
sen Obertretung die beiden Anwälte diszipliniert wurden, für 
verfassungswidrig. Dabei — und das möge nicht übersehen 
werden — betonte das Oberste Gericht gleich einleitend, daß 
in diesem Falle ausschließlich Werbung mit Gebühren zur Ent­
scheidung stehe. In den Urteilsausführungen heißt es dann u. a., 
daß, wenn auch die Anwälte öffentliche Dienste erbringen, die 
Vorstellung ein historisches Relikt sei, ihr Verdienststreben trete 
dahinter gänzlich zurück. Es sei allgemein bekannt, daß die 
Anwälte durch ihre Dienstleistungen ihren Lebensunterhalt ver­
dienen. Es sei bedeutungslos, ob die Klienten erst im Büro des 
Anwaltes über seine Gebühren informiert werden oder schon 
vorher durch entsprechende Inserate. An der Bezeichnung die­
ser Anwaltskanzlei als „Legal Clinic“ fand das Oberste Gericht 
nichts auszusetzen, und auch die Behauptung, die inserierten 
Gebühren sind „very reasonable", fand das Gericht nicht stan­
deswidrig, weil sie nicht irreführend war, und darauf kommt es 
an. Daß die im Inserate der beiden Anwälte u. a, erwähnten 
Namensänderungen ja auch ohne anwaltliche Mitwirkung durch­
geführt werden können, mußte, so das Oberste Gericht, nicht 
gesagt werden.

Die große Tragweite dieses Urteiles des Obersten US-Ge- 
richtes liegt darin, daß es ein standesrechtliches Verbot jed­
weder Werbung durch Rechtsanwälte als einen Verstoß gegen 
das Verfassungsgebot von „freedom of speech and the press" 
bezeichnete. Es bejahte die Frage, ob auch gewerbliche Äuße­
rungen durch den soeben genannten Verfassungsgrundsatz der 
freien Meinungsäußerung geschützt sind, und es wich damit 
von Entscheidungen früherer Jahre ab. Es unterliegt damit in 
den USA die Werbung von Rechtsanwälten denselben Regeln 
wie die Werbung in der Wirtschaft.


